
Donnerstag, 22. Januar 2026, 16:00 Uhr
~9 Minuten Lesezeit

Polarluft am
Verhandlungstisch
Donald Trump will sich Grönland aneignen. Obwohl es für sein Verhalten plausible
Gründe gibt, ist der bündnispolitische Schaden, den er damit anrichtet, größer als der
Nutzen.
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Die erneute Agitation Donald Trumps in Bezug auf



Grönland markiert einen massiven Bruch mit
etablierten Grundsätzen westlicher Außen- und
Bündnispolitik. Indem er wirtschaftliche Zwangsmittel
— insbesondere die Androhung von Zöllen gegen
NATO-Partner — direkt mit einem politischen Ziel
verknüpft, überschreitet er eine Grenze, die bislang
selbst in konfliktreichen transatlantischen Phasen
weitgehend respektiert wurde. Entsprechend deutlich
fallen die internationalen Reaktionen aus — und auch
innerhalb der USA regt sich Kritik.

Jüngste Drohungen Trumps

Die Grönländer wollen sich jedoch nicht „kaufen“ lassen. Grönland

Donald Trump möchte Grönland der USA einverleiben — mit allen
denkbaren Mitteln. Bestehende Partnerschaften oder
Bündnisverpflichtungen interessieren ihn dabei nicht. Der
Widerstand aus Europa passt dem US-Präsidenten ganz und gar
nicht. Deshalb drohte er Deutschland und sieben weiteren
europäischen Ländern mit Zöllen. Konkret sollen ab 1. Februar 2026
zusätzliche 10 Prozent Zölle auf alle Warenimporte aus diesen
Ländern in die USA gelten. Falls kein „Deal“ über den vollständigen
Verkauf bzw. die Übergabe Grönlands an die USA zustande kommt,
sollen sie ab 1. Juni auf 25 Prozent steigen. Betroffen sind Dänemark,
Norwegen, Schweden, Frankreich, Deutschland, Großbritannien, die
Niederlande und Finnland — also NATO-Alliierte mit
Truppenpräsenz oder Unterstützung im Grönland-Konflikt. Die
gestaffelten Zölle sollen so lange gelten, bis ein Abkommen über den
vollständigen Kauf der Arktisinsel erzielt werde, schrieb Trump auf
Truth Social.



ist weitgehend autonom und gehört zum Staatsgebiet des NATO-
Mitglieds Dänemark.

Kurz und gut: Der US-Präsident hat wiederholt deutlich gemacht,
dass die USA sich der Insel bemächtigen will — was die
europäischen NATO-Partner vehement ablehnen. Trump zufolge
würden ansonsten Russland oder China die Insel übernehmen. Die
europäischen Nato-Verbündeten sind dagegen überzeugt, dass
Grönland nicht von den USA übernommen werden müsse, um die
Arktis zu schützen.

Trump ärgert es, dass Deutschland und andere europäische NATO-
Staaten jüngst Soldaten zu einer Erkundungsmission im Vorfeld
einer Militärübung auf die Insel geschickt haben. Die Zölle sind
seine Antwort darauf.

Wirtschaftlicher Druck als politisches
Druckmittel

Zölle sind klassischerweise Instrumente der Handels- und
Wirtschaftspolitik. Ihre Nutzung zur Durchsetzung territorial- oder
sicherheitspolitischer Ziele gegenüber Verbündeten ist
ungewöhnlich und rechtlich wie politisch hochproblematisch.
Trumps Ansatz folgt dabei einem strikt transaktionalen Muster: Wer
seine strategischen Vorstellungen nicht unterstützt, soll spürbare
wirtschaftliche Nachteile erleiden.

Kritiker sehen darin einen Bruch mit multilateralen Spielregeln.
Befürworter hingegen argumentieren, die USA trügen seit
Jahrzehnten überproportionale Sicherheitslasten und seien daher
berechtigt, ihre wirtschaftliche Macht zur Durchsetzung
strategischer Interessen einzusetzen. Motto: Wer zahlt, schafft an.
Diese Pseudo-Weisheit bringt Donald Trumps außenpolitische



Logik auf den Punkt.

Warum Grönland strategisch relevant
ist

Die strategische Bedeutung Grönlands ist real — und wird auch von
Trumps Kritikern nicht bestritten.

Grönland liegt zwischen Nordamerika, Europa und der Arktis. Der
Klimawandel macht neue Schifffahrtsrouten zugänglich,
Rohstoffvorkommen wirtschaftlich attraktiver und den arktischen
Raum militärisch sensibler. Russland und China haben ihre
Aktivitäten dort deutlich ausgeweitet.

Aus Trumps Perspektive ergibt sich daraus ein
sicherheitspolitisches Risiko: Die USA müssten
verhindern, dass rivalisierende Mächte in unmittelbarer
Nähe des nordamerikanischen Kontinents Einfluss
gewinnen.

Seine Anhänger argumentieren, dass die bestehende Ordnung
diesen Entwicklungen nicht ausreichend Rechnung trage und ein
entschlosseneres Vorgehen erforderlich sei.

In meinen Augen jedoch locken den der MAGA-Manie verfallenen
US-Präsidenten primär die Rohstoffe der größten Insel der Welt.

Trumps Argument: Sicherheit vor
Konventionen

Aus Trumps Sicht ist sein Vorgehen weniger ein Regelbruch als eine
Notwendigkeit. Er stellt die Frage, ob traditionelle diplomatische



Rücksichtnahmen noch angemessen seien, wenn geopolitische
Rivalen aggressiv agieren. In diesem Denken sind wirtschaftliche
Druckmittel legitime Instrumente nationaler Sicherheit — auch
gegenüber Verbündeten, sofern diese aus amerikanischer Sicht zu
zögerlich handeln.

Zudem verweist Trump darauf, dass die USA bereits
heute zentrale sicherheitspolitische Lasten in Grönland
tragen, insbesondere durch militärische Infrastruktur.
Daraus leitet er einen stärkeren Einflussanspruch ab —
auch wenn dieser völkerrechtlich nicht gedeckt ist.

Die Befindlichkeiten der Einwohner der noch autonomen Insel
Grönland, die in ihrer Hauptstadt Nuuk demonstrativ klar machen,
dass sie US-amerikanische „Hilfe“ nicht benötigen, scheinen Trump
allenfalls am Rande zu interessieren.

Ausländische Kritik: Irritation,
Ablehnung und Warnungen

Die Reaktionen außerhalb der USA fallen überwiegend kritisch aus
und gehen deutlich über diplomatische Verstimmungen hinaus.

Europäische Regierungen — darunter mehrere direkt betroffene
NATO-Staaten — weisen Trumps Vorgehen geschlossen zurück. Sie
betonen, dass wirtschaftlicher Druck unter Verbündeten
inakzeptabel sei und fundamentalen Prinzipien der Zusammenarbeit
widerspreche. Insbesondere Dänemark verweist darauf, dass über
Grönlands Zukunft ausschließlich die grönländische Bevölkerung
entscheiden könne.

Auch aus Brüssel kommt deutliche Kritik. Vertreter der
Europäischen Union warnen, dass die Instrumentalisierung der



Handelspolitik für geopolitische Zwangsmaßnahmen das
internationale Wirtschaftssystem destabilisiere und einen
gefährlichen Präzedenzfall schaffe. Mehrere Regierungen sehen
darin eine Erosion der regelbasierten Ordnung, auf die sich gerade
kleinere und mittlere Staaten verlassen.

In Grönland selbst stoßen Trumps Äußerungen auf
breite Ablehnung. Politische Vertreter und
zivilgesellschaftliche Gruppen betonen, dass die Insel
kein Objekt strategischer Verhandlungen zwischen
Großmächten sei.

Öffentliche Proteste und Stellungnahmen unterstreichen den
Wunsch nach politischer Selbstbestimmung und Distanz zu
machtpolitischen Überlegungen externer Akteure.

Auch international renommierte Völkerrechtler und außenpolitische
Thinktanks kritisieren die Rhetorik. Sie sehen darin eine
Normalisierung von Druckpolitik gegenüber Verbündeten, die
langfristig das Vertrauen in internationale Abkommen und
Sicherheitsgarantien untergräbt.

Souveränität und Selbstbestimmung –
der zentrale Gegenpunkt

Völkerrechtlich bleibt die Lage eindeutig: Grönland ist ein
autonomes Gebiet innerhalb des Königreichs Dänemark, und allein
die grönländische Bevölkerung entscheidet über ihre Zukunft.
Dieses Prinzip wird von Trumps Argumentation faktisch
ausgeblendet oder als nachrangig behandelt.

Hier liegt der Kern der internationalen Kritik: Selbst wenn
strategische Interessen legitim sind, rechtfertigen sie keinen



Umgang mit Territorien, der an Machtpolitik vergangener
Jahrhunderte erinnert. Sicherheitspolitik kann Kooperation
erfordern — aber keinen Souveränitätsverzicht unter Druck.

NATO-Recht und Bündnissolidarität

Auch innerhalb der NATO argumentieren Trumps Unterstützer,
dass das Bündnis keine Einbahnstraße sei. Wenn europäische
Staaten amerikanische Sicherheitsgarantien in Anspruch nähmen,
müssten sie im Gegenzug amerikanische strategische Prioritäten
ernst nehmen.

Dem halten Kritiker — zu denen ich mich zähle — entgegen, dass
genau diese Logik das Bündnis untergräbt:

Solidarität ist kein Tauschgeschäft, sondern beruht auf
Vertrauen. Wirtschaftlicher Zwang gegen Partner
schwächt langfristig genau die Geschlossenheit, die
angesichts globaler Rivalitäten eigentlich notwendig
wäre.

Unabhängig von der konkreten Situation in Grönland halte ich die
NATO seit dem Wegfall der Bedrohung durch die Sowjetunion
ohnehin für überflüssig. Das einstige Verteidigungsbündnis NATO
hat sich mittlerweile zu einem Angriffsbündnis entwickelt, das in
der Vergangenheit insbesondere die imperialistische Macht USA in
ihrem unipolaren Streben unterstützte. Wenn Trump in
größenwahnsinniger Manier so weiter macht, wäre es womöglich an
der Zeit, grundsätzlich über alternative, eurasische Sicherheits- und
Verteidigungsstrukturen nachzudenken.

Innenpolitische Debatte in den USA



Innenpolitisch spiegelt die Debatte einen grundlegenden Konflikt
über Rolle und Selbstverständnis der USA in der Welt wider: den
Gegensatz zwischen einem regelbasierten, multilateralen Ansatz
und einer machtpolitisch-transaktionalen Sicht auf internationale
Beziehungen.

Demokratische Politiker und außenpolitische Experten kritisieren
Trumps Vorgehen überwiegend scharf. Sie argumentieren, dass die
internationale Führungsrolle der USA historisch nicht auf Zwang,
sondern auf Legitimität, Bündnissen und der Bereitschaft zur
Kooperation beruht habe. Die Drohung mit Zöllen gegen NATO-
Partner und der Umgang mit Grönland würden dieses Fundament
untergraben. Aus demokratischer Sicht schwächt eine Politik, die
Verbündete wie Gegner behandelt, die globale Position der USA und
spielt strategischen Rivalen wie China und Russland in die Hände.
Zudem wird betont, dass die fortgesetzte Missachtung von
Völkerrecht und multilateralen Institutionen die moralische
Glaubwürdigkeit der USA beschädige — einen zentraler Pfeiler
amerikanischer Soft Power.

Auch innerhalb der Republikanischen Partei ist die Kritik
keineswegs marginal, wenn auch differenzierter. Während ein Teil
der Partei Trumps Stil als Ausdruck von Stärke und Klarheit
begrüßt, äußern insbesondere traditionelle außen- und
sicherheitspolitische Republikaner erhebliche Bedenken. Vertreter
dieses Lagers — häufig geprägt von der klassischen
transatlantischen Orientierung der Partei — warnen davor, dass
wirtschaftlicher und politischer Druck auf Verbündete die NATO
schwäche und die USA in eine strategische Isolation führe.

Sie argumentieren, dass amerikanischer Einfluss
weniger aus kurzfristigen Machtdemonstrationen
erwachse als aus Verlässlichkeit und langfristigen
Partnerschaften.



Zugleich gibt es republikanische Stimmen, die Trumps Ansatz zwar
nicht uneingeschränkt unterstützen, ihn jedoch als Reaktion auf
reale Probleme interpretieren. Sie verweisen auf ungleiche
Lastenteilung innerhalb der NATO, auf aus ihrer Sicht
unzureichende europäische Beiträge zur gemeinsamen Sicherheit
und auf eine internationale Ordnung, die sich zulasten
amerikanischer Interessen entwickelt habe. In diesem Narrativ
erscheint Trumps Vorgehen als Korrektur eines über Jahrzehnte
vernachlässigten Ungleichgewichts — auch wenn viele dieser
Stimmen einräumen, dass Ton und Mittel kontraproduktiv seien.

Dem ist aus meiner Sicht entgegenzusetzen, dass die USA zwar die
finanziell höchsten Lasten des NATO-Bündnisses tragen, aber auch
den größten geostrategischen und auch wirtschaftlichen Nutzen
daraus ziehen.

Der innere Widerspruch bleibt damit bestehen: Trumps Anhänger
sehen Konsequenz und Durchsetzungsfähigkeit, seine Kritiker —
parteiübergreifend — warnen davor, dass kurzfristige
Machtdemonstrationen langfristig genau das kosten, was
amerikanische Macht ausmacht: Vertrauen, Bündnisse und
strategische Stabilität.

Fazit

Die jüngsten außenpolitischen Aktionen von Donald Trump
markieren keinen „Neuanfang“, sondern ein alarmierendes
Wiederaufleben alter imperialistischer Muster – diesmal verpackt in
die Rhetorik eines Dealmakers, der weniger Präsident als vielmehr
Transaktions-Unternehmer zu sein scheint.

Mit der wiederholten Aggression gegen Venezuela, bei der US-
Spezialeinheiten den dortigen Präsidenten Nicolás Maduro aus



Caracas entfernten und in die USA brachten, hat die Trump-
Administration einen eklatanten Verstoß gegen das Völkerrecht
begangen. Diese Operation fand ohne ein Mandat des
UN‑Sicherheitsrats statt und wurde von zahlreichen
Völkerrechtsexperten als eklatanter Verstoß gegen das
Gewaltverbot der UN‑Charta verurteilt.

Dieses Vorgehen ist nicht nur rechtlich fragwürdig, es
setzt auch ein gefährliches Signal: Wenn mächtige
Staaten nationale Interessen über internationales
Recht stellen, dann wird die regelbasierte Ordnung zur
leeren Formel.

Viele internationale Stimmen — von Europa über Lateinamerika bis
zum UN-Sicherheitsrat — haben diese Intervention verurteilt und
die Freilassung Maduros gefordert.

Gleichzeitig hat Trump seinen Blick direkt auf ein anderes
souveränes Gebiet gerichtet: Grönland. Mit der Forderung, dass die
USA dieses autonome Gebiet kaufen oder übernehmen müssten,
und der Androhung von Strafzöllen gegen NATO-Partner, die sich
dem widersetzen, tritt ein Muster offen zu Tage, das an koloniale
Machtpolitik erinnert.

Völkerrechtsordnung heißt: Souveränität, Selbstbestimmung und
Nicht-Intervention. Diese Prinzipien wurden in der Vergangenheit
nicht zufällig festgelegt — sie schützen gerade kleinere Staaten vor
willkürlichen Zugriffen mächtiger Staaten. Wenn ein Staat wie die
USA beginnt, diese Regeln zu ignorieren, dann gefährdet das nicht
nur einzelne Regionen, sondern das gesamte System internationaler
Zusammenarbeit.

Die Argumentation Trumps, er müsse „stark auftreten“ und seine
Interessen durchsetzen, mag in einem transaktionalen, kurzfristigen
Sinn kalkulierbar erscheinen. Doch Stärke, die auf Druck,



Drohungen und Machtprojektion basiert, ist keine nachhaltige
Grundlage für Sicherheit oder Stabilität. Sie zerstört Vertrauen,
spaltet Allianzen und lädt andere Mächte ein, ebenfalls nach dem
Recht des Stärkeren zu handeln.

Das ist kein Führungsstil — das ist Imperialismus im
modernen Gewand.

Trump mag ein Dealmaker sein, aber Außenpolitik ist kein Geschäft,
bei dem sich alles durch Verhandlungen über Ressourcen oder
Territorium lösen lässt. Sie ist vielmehr ein Gefüge aus Recht,
Legitimität und gegenseitigem Respekt. Wenn diese Grundpfeiler
aufgekündigt werden, dann sind nicht nur einzelne Länder bedroht
— sondern das internationale System, das Jahrzehnte des Friedens
und der Zusammenarbeit in weiten Teilen der Welt ermöglicht hat.

In einer Zeit, in der globale Herausforderungen wie bewaffnete
Konflikte und wirtschaftliche Unsicherheit gemeinsame Antworten
verlangen, führt ein solches Vorgehen nur zu einer Welt, in der
Macht über Recht triumphiert – und in der nicht die Sicherheit
wächst, sondern die Instabilität.

Uwe Froschauer hat an der Ludwig-Maximilians-
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abgeschlossen. Sein besonderes Interesse galt der
Wirtschaftspsychologie. Er arbeitete als
Unternehmensberater, gibt Seminare bei
Berufsbildungsträgern, ist Autor mehrerer Bücher und
betreibt den Blog wassersaege.com
(https://wassersaege.com/). Seine Leidenschaft für
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Probleme anderer Völker. Er ist naturverbunden und
liebt Tiere und Pflanzen.
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